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Bereits in der ersten Sitzung des Landtags nach der Sommerpause dürfte 

die Opposition dem Landesrechnungshof neue Arbeit verschaffen. Foto: Falk

Innsbruck – Hinter den Kulis-
sen soll noch daran gebastelt 
werden. Und auch der de-
taillierte Umfang könnte sich 
noch ändern. Doch wie der TT 

aus gut informierten Kreisen 
bestätigt wird, will die Oppo-
sition im Tiroler Landtag wie-
der einmal gemeinsam aktiv 
werden. Und das hat Gründe.

Konkret geht es um einen 
Dringlichkeitsantrag, mit 
welchem FPÖ, Liste Fritz, 
Grüne und NEOS in der ers-
ten Sitzung des Landtags 
nach der Sommerpause im 
Oktober eine Sonderprüfung 
durch den Landesrechnungs-

hof (LRH) in die Wege lei-
ten wollen. Rechtlich ist dies 
möglich – dieses Minderhei-
tenrecht steht der Opposition 
in ihrer aktuellen mandats-
mäßigen Stärke zu.

Dem Vernehmen nach soll 
der Prüfauftrag die Reise-
tätigkeit der schwarz-roten 
Landesregierung seit 2022 
umfassen. Und zwar sowohl 
die In- als auch die Auslands-
reisen von Landeshaupt-

mann Anton Mattle (VP), 
LHStv. Georg Dornauer (SP) 
sowie den übrigen sechs Re-
gierungsmitgliedern. 

Im Fokus des Prüfinteres-
ses sollen dabei – wenig über-
raschend – die im Zuge dieser 
Dienstreisen entstandenen 
Kosten und deren Zweckmä-
ßigkeit, Verhältnismäßigkeit 
und Sparsamkeit stehen.

Auslöser des kurzfristigen 
oppositionellen Schulter-
schlusses dürfte die „Karten-
Affäre“ von LHStv. Georg 
Dornauer sein. Wie die TT 

ausführlich berichtete, muss 
sich Dornauer aktuell u. a. 

bei der Staatsanwaltschaft 
Innsbruck für die Annahme 
von vier Tickets des Tiro-
ler Fußballverbandes für die 
diesjährige Fußball-Europa-
meisterschaft in Deutsch-
land rechtfertigten. Bei der 
Wirtschafts- und Korrupti-
onsstaatsanwaltschaft wa-
ren zwei anonyme Anzeigen 
e ingegangen.

Dornauer war im Juni mit 
zwei Büromitarbeitern offi-
ziell in seiner Funktion als 
Sportlandesrat nach Berlin ge-
flogen, um ein Spiel zu besu-
chen. Die Reisekosten wurden 
vom Land getragen. (mami)

Opposition schaltet Rechnungshof ein
Nach Dornauer-Affäre: Landesprüfer sollen Reisen der Landesregierung ins Visier nehmen.

Hintergrund



Das Land Tirol hat den Ver-
trag mit einer Betreuungs-
einrichtung für Kinder und 
Jugendliche, der in Innsbruck 
ansässigen Jugendland GmbH, 
gekündigt. Die Einrichtung 
verantwortete die Führung 
von acht Wohngemeinschaf-
ten mit rund 70 Plätzen. Ju-
gendland will „intern beraten 
und bewerten“. „Die Betreuung 
ist weiterhin sichergestellt“, 
versicherte die Soziallandes-
rätin Eva Pawlata in der Ti-
roler Tageszeitung. In einer 
Übergangszeit soll neben 
ausgesuchten Trägern der so-
genannten vollen Erziehung 
(Kinder- und Jugendhilfe) die 
landeseigene Kinder und Ju-
gend GmbH damit beau�ragt 
werden, die Kinder und Ju-
gendlichen weiter zu betreuen. 
Parallel dazu erfolge die Aus-
schreibung für die Neuvergabe 
der Betreuung und den Betrieb 
der Wohngemeinscha�en. 
Jugendland-Geschäftsführer 
Reinhard Halder bestätigte ge-
genüber der APA den Schritt 
des Landes und sprach von 
einer „überraschenden Situa-
tion“. 

Au�lärung gefordert
Au�lärung in der Causa for-
derten die Oppositionspar-
teien FPÖ und Liste Fritz. 
FPÖ-Jugendsprecher und 
Landtagsabgeordneter Daniel 
Marschik kritisierte in einer 
Aussendung die „Nicht-Einbe-
ziehung des Tiroler Landtags 
und den Alleingang der Sozi-
allandesrätin Pawlata rund um 
die Au�ösung der Verträge.“ 

Dies sei „inakzeptabel“. „Es 
kann nicht sein, dass der Tiro-
ler Landtag bei derartigen Ent-
scheidungen nicht informiert 
und eingebunden wird. Vor al-
lem, weil die wirtscha�lichen 
Probleme der Organisation 
Pawlata schon länger bekannt 
waren“, erklärte Marschik. Für 
Liste Fritz-Klubobmann Mar-
kus Sint hat Pawlata ebenfalls 
„Au�lärungsbedarf“. Die Lan-
desrätin müsse „gute Gründe 
haben und vorlegen können.“ 
„Jedenfalls darf sie diese Kün-
digungsgründe nicht für sich 
behalten. Es geht um Kinder, 
um Jugendliche und auch um 
Mitarbeiter. Es gehören alle 
Fakten auf den Tisch“, verlang-
te Sint, der vor allem auch wis-
sen wollte, wie lange die Lan-
desregierung aus ÖVP und SPÖ 
schon von den „wirtscha�li-
chen Problemen“ wusste und 
was sie dagegen tat.

Tirol sei „säumig“
Insgesamt würden sich in Ti-
rol beim Thema Kinder und 
Jugendliche die Baustellen 
häufen, kritisierten wiederum 
die Grünen. Pawlata sei wie-
derholt „säumig“, erklären die 
Nationalratsabgeordnete Bar-
bara Neßler und Landtagsab-
geordnete Zeliha Arslan in ei-
ner Aussendung. Sie forderten 
neben dem Ausbau der Kinder- 
und Jugendhilfe sowie von Kri-
sendiensten den Au�au ei-
nes �ächendeckenden Netzes 
an Beratungsstellen und die 
Scha�ung von niederschwelli-
gen Zugängen zu psychologi-
scher Unterstützung.

Reinhard Halder, Geschäftsführer des Jugendlandes, will die Kündigung 

vom Land Tirol intern besprechend und analysieren. Foto: MeinBezirk

Oppositionsparteien 
fordern rasche Au�lärung







Zu hohe Wassertarife in Inns-
bruck? Die Liste Fritz hat anschei-
nend zahlreiche Beschwerden 
über den hohen Wassertarif in 
Innsbruck erhalten. Darau�in 
verglich die Liste die Tarife mit 
anderen Gemeinden in Tirol und 
stellte eine Anfrage an Bürger-
meister Johannes Anzengruber, 
um Klarheit über die Zusammen-
setzung und Kalkulation des Ta-
rifs zu bekommen. Anzengruber 
verwies lediglich auf aktienrecht-
liche Bestimmungen der IKB, was 
für die Liste Fritz keine konkrete 
Antworte darstellte. „Bgm. An-
zengruber verweigert, obwohl er 

Eigentümervertreter der IKB ist, 
die Antwort mit dem Hinweis, 
dass die Stadt das Wasserwerk be-
reits vor 30 Jahren an die Innsbru-
cker Kommunalbetriebe verkau� 
hat und diese aufgrund aktien-
rechtlicher Bestimmungen keine 
Auskun� erteilen dürfen“, so Liste 
Fritz-Gemeinderat Tom Mayer.

Das Statement der IKB
Die MeinBezirk Redaktion fragte 
nach Erhalt der Presseaussen-
dung der Liste Fritz bei der IKB 
zum Thema Wassertarife nach: 
„Der Wasserpreis ist in der Regel 
in Städten höher als in kleineren 
Gemeinden. Das liegt daran, dass 
im urbanen Bereich der Ausbau 
und die Instandhaltung der Lei-
tungsinfrastruktur aufgrund des 
Verkehrsau�ommens und der 
Einbautendichte im Untergrund 
aufwändiger ist. Unter den öster-

reichischen Landeshauptstädten 
ist der Innsbrucker Wasserpreis 
der drittgünstigste. Außerdem 
übernimmt in Innsbruck die IKB 
größtenteils die Kosten für die 
Erneuerung der Wasserhausan-
schlüsse – in vielen Gemeinden ist 
es üblich, dass die Kosten für die 
Erneuerung der Hausanschlüsse 
größtenteils von den Kundinnen 
und Kunden zu tragen sind.“

Die Liste Fritz erhielt 
Beschwerden über den 
hohen Wassertarif in 
Innsbruck – die IKB 
nahm Stellung dazu.

Sind die Preise für Wasser in Inns-

bruck zu hoch? Foto: stock.adobe.com/Oleksandr

IKB verteidigt die
lokalen Wasserpreiseosten
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